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Anfrage 

der Abgeordneten Dr. HUBINEK, Dipl.Ing. Möst 

und Genossen 

an die Frau Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz 

betreffend wirksame Maßnahmen, um Schwangerschaftsabbrüche 

möglichst zu verhindern 

In deT' WHO weiß man, daß die Zahl der Abtreibungen zunimmt, 

daß vor allem bei Jugendlichen immer mehr Schwangerschaftsabbrüche 

vorgenommen werden und daß als Konsequenz große Probleme bei 

nachfolgender. Geburten (Frühgeburten, untergewichtige Kinder, 

behinderte Kinder) auftreten. 

Obwohl auch von den Befürwortern der Fristenlösung die 

Abtrei~ung als Mittel der Geburtenregelung abgelehnt wird, 

werden keinerlei Maßnahmen, dieses im internationalen VergZeich 

schlechte Gesetz zu verbessern bzw. den betroffenen Frauen 

wirksam zu helfen, gesetzt. 

Nach wie vor fehlen statistische Grundlagen über Zahl und Motive 

bei Abtreibungen. GezieZte HiZfen für Schwangere in schwierigen 

Situationen müssen jedoch auf der Kenntnis der konkreten Situation 

aufbauen. DesgZeiahen ist die notwendige Trennung von Beratung 

und Durchführung der Abtreibung sowie die Durchfühl"ung durch 

qua lifizie r·te Är'z te wei terhin offen. 

Die Naohfrage nach Adoptivkindern ist in Usterreich derart ~roß, 

daß schon Von da her die Zahl der Abtreibungen sehr hintangehaZten 

wel"den k(jnnte. 
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Zuletzt vurde auch mehrfach gefordert, die Durchführung von 

Schwangerschaftsabbrüchen ausschZießlich auf öffentliche Kranken­

anstalten zu beschranken, um das Ansteigen der Zahl von privaten 

Abtreibungsklin~ken zu verhindern und eine unzureichende 

Behandlung in Privatordinationen auszuschließen. 

Aus diesen Gründen richten die unterzeichneten Abgeordneten an 

die Frau Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz 

folgende 

A n fra g e : 

1) Was werden Sie unternehmen, um statistisches Material über 

Zahl und Motive bei Abtreibungen, wie es zur wirksamen 

Beschrankung der Abtreibungsziffern nötig ware, bei voller 

Wahrung der Anonymitat zu erhalten ? 

2) r';erden Sie sich dafür einse tzen" daß es hinkünftig zu einer 

Trennung zwischen beratendem und abtreibendem Arzt kommt" 

damit nicht der Abtreibungsarzt zum eigenen finanzieZZen 

Vorteil beraten kann ? 

3) Werden Sie Maßnahmen" wie die Beschrankung der Durchführung 

von Abtreibungen nur durch Facharzte für FrauenheiZkunde und 

Geburtshilfe oder die Beschrankung der Durchführung auf 

öffentliche Krankenanstalten setzen" um die Gefahr gesund­

heitlicher Schadigungen zu verringern ? 

4) Werden Sie sich weiters für eine Erleiohterung der Bestimmungen 

über die Adoption einsetzen ? 

5) WeZche sonstigen Maßnahmen planen Sie" um zu verhindern" daß 

Abtreibungen zunehmend als Mittel der Geburtenregel~ng 

ang~8ehen werder ?fl 
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